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GdP feiert 60 jähriges Bestehen
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Düsseldorf. In Anwesenheit von Ministerpräsident Dr. Jürgen Rüttgers und zahlreichen weiteren Gästen hat der Landesbezirk NRW der Gewerkschaft der Polizei (GdP) heute im Düsseldorf Apollo Varieté Theater sein 60 jähriges Bestehen gefeiert.
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GdP-Landesvorsitzender Frank Richter hob dabei die wieder wachsende Bedeutung der Gewerkschaften hervor. Nach 60 Jahren erfolgreicher Arbeit sei die Gewerkschaft der Polizei heute bundesweit die größte Berufsvertretung für alle Beschäftigten der Polizei. Es sei noch nicht lange her, dass in Deutschland die Frage diskutiert wurde, ob sich Gewerkschaften überlebt haben und eigentlich nicht mehr gebraucht werden, erinnerte Richter. „Heute erleben wir, dass immer mehr Menschen sich ins Abseits gedrängt fühlen, dass die Schere zwischen Arm und Reich ebenso größer wird, wie der Unterschied zwischen einem Leben in Sicherheit und einem Leben in Unsicherheit“, stellte der Gewerkschaftsvorsitzende fest. 

Die Gewerkschaften im Deutschen Gewerkschaftsbund seien den Bedürfnissen der Mehrheit der Menschen und der Mitte unseres Landes verpflichtet. Diese Bedürfnisse seien Gesundheit, Arbeit, Versorgung im Alter sowie Schutz vor Kriminalität und Gewalt. Es sei der Kriminalitätsstatistik nicht anzusehen, aber dennoch bittere Realität: „In wohlhabenden Wohnvierteln lebt es sich sicherer als in armen und sozial belasteten Stadtteilen.“ Vehement werde von betroffenen Politikern bestritten, dass es rechtsfreie Räume gebe. „Und doch“, so Frank Richter, „gibt es Gebiete, in die sich die Polizei kaum noch ohne Verstärkung begibt.“
Die Gewerkschaft der Polizei sei immer ein verlässlicher Partner in dem Bemühen darum gewesen, dass sich die Menschen bei uns in Nordrhein-Westfalen sicher fühlen können. Das werde sie auch künftig sein. Genau so werde sie sich weiterhin dafür stark machen, dass die Politik auf die Erfahrung und den Sachverstand der Polizeibeschäftigten höre. „Mitbestimmung und Beteiligung sind keine Hindernisse, sondern die Voraussetzung für eine erfolgreiche Polizeiorganisation“, bekräftigte Frank Richter. Die Gestaltungskraft der GdP sei in den zurückliegenden 60 Jahren stets gewachsen. „Wir werden uns weiter einmischen, für die Kolleginnen und Kollegen, für die Mitte unserer Gesellschaft, für gerechte Teilhabe“, so der GdP-Vorsitzende. 
Tarifbeschäftigten dürfen sich bei den Bezügen für den Monat April 2008 über eine unerwartet höhere Nettoauszahlung freuen.

22.04.2008

Hintergrund ist die gesetzliche Regelung des Jahressteuergesetzes 2007, mit der die vom Arbeitgeber umlagefinanzierte Altersvorsorge (im Bereich des öffentlichen Dienstes also die VBL) schrittweise steuerfrei gestellt wird.

Im Gegenzug wurde die nachgelagerte Versteuerung der späteren Betriebsrente eingeführt.

§ 3 Nr. 56 des Einkommenssteuergesetzes stellt Umlagen des Arbeitgebers von Höhe von bis zu einem Prozent der Beitragsbemessungsgrenze steuerfrei.

Für das Jahr 2008 sind das bei einer Beitragsbemessungsgrenze von 63.600,00 € jährlich 636,00 €, die auf alle Kalendermonate verteilt werden. Somit ist die vom Arbeitgeber gezahlte Umlage im Jahre 2008 bis max. 53 € monatlich steuerfrei. 

Die Steuerfreistellung wurde erstmalig mit den Bezügen für den April 2008 rückwirkend ab Januar 2008 berücksichtigt, so dass ein höherer Auszahlungsbetrag als gewohnt zustande kommt.

Zukünftig wird ein monatlicher Freibetrag in Höhe von max. 53 € bei der Feststellung der Steuerschuld berücksichtigt. 
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Änderungen in der Pflegeversicherung zum 01. Juli 2008 

(Kurzfassung)

Demenzkranke, psychisch Kranke und geistig Behinderte erhalten für die Betreuung zu Hause statt 460 bis zu 2400 Euro jährlich und schon in leichten Fällen gibt es 100 € monatlich, in schwereren 200 €.

Für die häuslich Betreuung werden die ambulanten Pflegesätze schrittweise bis 2012 in der Pflegestufe I von monatlich 384 auf 450 €, in der Stufe II von 921 auf 1100 € und in der Stufe III von 1432 auf 1550 € erhöht.

Zur Betreuung von Angehörigen erhalten Arbeitnehmer eine unbezahlte, sozialversicherte Freistellung bis zu 6 Monaten. Tritt ein Pflegefall in der Familie ein, können sie, um die Betreuung zu organisieren, bis zu zehn Tage unbezahlte Auszeit nehmen.
-Näheres dazu bitte bei  der jeweiligen Krankenkasse erfragen-
Altersarmut und Rente
JP.   Das Thema Altersarmut wird uns wohl in Zukunft an dieser Stelle noch wiederholt beschäftigen.
Ein vermehrtes Interesse in den Medien hat das Thema Altersarmut in den letzten Monaten erfahren und war immer wieder Gegenstand politischer Diskussionen und wird es wohl auch noch einige Zeit bleiben. 

Die gute finanzielle Situation der älteren Bevölkerung, so wird vermutet, wird für künftige Rentnergenerationen nicht mehr aufrechterhalten sein und dürfte unbezahlbar werden. 
Die Funktion der Lebensstandardsicherung, die die gesetzliche Rente derzeit für einen Großteil der Rentner noch erfüllt, gerät von zwei Seiten unter Druck. 
Es muss erstens davon ausgegangen werden, dass das sogenannte "Normalarbeitsverhältnis" nicht mehr die Norm ist, sondern von heterogeneren Erwerbsmustern abgelöst wird. 
Die Flexibilisierung bzw. Prekarisierung von Erwerbsverhältnissen führt jedoch zu sinkenden Renten und zweitens wurden, mit dem Ziel die Beitragssatzstabilisierung und die Ausgabenentwicklung zu bremsen, zahlreiche Reformen verabschiedet, die den Stellenwert der gesetzlichen Rentenversicherung zurückdrängen. Die daraus entstehenden Versorgungslücken sollen auf dem Weg freiwilliger Vorsorge durch betriebliche und private Alterssicherung kompensiert werden. 
Für die zukünftigen Rentner wird das Risiko, im Alter arm zu sein, sehr groß sein.

Die Veränderungen in der Arbeitswelt im Zusammenspiel mit den Rentenreformen werden das  Risiko noch weiter erhöhen. 

Auch die jetzigen Rentner haben in fünf Jahren einen Kaufkraftverlust von deutlich mehr als zehn Prozent verkraften müssen und dieser Prozentsatz wird sich noch durch die ständig steigenden Preise der Grundnahrungsmittel und Energiekosten pp. weiterhin erheblich erhöhen. 1,1 Prozent reichen da bei weitem nicht aus.

Rentner sind keine Sozialhilfeempfänger!  Die Rente ist das Ergebnis einer Lebensarbeitsleistung und kein Spielball der Politik, der laufend mit immer neuen Faktoren verändert werden kann. Die Rente sollte so  hoch sein, dass sie ein bescheidenes Leben ermöglicht. Wer ein Leben lang Beiträge eingezahlt hat, müsse mehr Rente erhalten als nur eine Grundsicherung. 
Aussagen von „Möchtegern“-Politiker mit fehlender Berufserfahrung sind bei der Diskussion zu diesem Thema völlig falsch am Platz. Hier sind Politiker gefragt, die die Probleme der Rentner und Pensionäre kennen und ohne Vorbehalt dafür eintreten.
GdP zur Aussetzung des Riesterfaktors bei der Rentenerhöhung.

Berlin. 09.04.2008 

Konrad Freiberg: Versorgungsempfänger dürfen nicht benachteiligt werden.
Die Gewerkschaft der Polizei (GdP) begrüßt die Entscheidung des Bundeskabinetts für die nächsten beiden Jahre den so genannten Riester-Faktor bei den Rentenerhöhungen auszusetzen. Für die Rentner bedeute dies, so der GdP-Vorsitzende Konrad Freiberg, eine stärkere Beteiligung am wirtschaftlichen Aufschwung. Andererseits habe die Regierung bei ihrer Entscheidung die Versorgungsempfänger nicht berücksichtigt. 
Freiberg: „Das ist eine klare Benachteiligung gegenüber den Rentnerinnen und Rentnern. Schon seit 2002 hinkt die Erhöhung der Versorgungsbezüge den Besoldungsanpassungen für Beamtinnen und Beamte hinterher. Das kann so nicht weitergehen“ 

Mit dem Versorgungsänderungsgesetz 2001 wurde der Riester-Faktor auch im Bereich der Beamtenversorgung eingeführt. Ab 2002 wurde damit bei jeder Versorgungsanpassung der Anpassungssatz um 0,54 Prozent gegenüber der Besoldungsanpassung vermindert. 

Freiberg: „Die GdP fordert die Gesetzgeber in Bund und Ländern auf, das Versorgungsänderungsgesetz 2001 so abzuändern, dass der Riester-Faktor auch im Versorgungsbereich für zwei Anpassungsrunden ausgesetzt wird.“

Senioren bleiben standhaft.  
Sie reden mit, auch mit ihrer Wählerstimme !             
Wichtigen Termin nicht vergessen !!
09. Juli 2008, werden wir in Hengelo eine der modernsten Leitstellen der niederländischen Polizei Twente besuchen. Abfahrtstellen sind in Ibbenbüren, Emsdetten und in Ochtrup vorgesehen. Einige Teilnehmer haben sich bereits angemeldet.

-Näheres dazu und die einzelnen Abfahrzeiten werden Euch aber  noch rechtzeitig schriftlich bekanntgegeben–

Euer 

Ansprechpartner für Senioren 
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